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Justitia et Pax spricht sich für eine sach- und menschen-
gerechte Klimapolitik aus! 
 
Vernehmlassungsantwort zur Revision des CO2-Gesetzes 
 
 
Teil 1: Grundlegendes 
 
 
Einführung 
 
Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax1 macht sich schon seit Jahren für 
eine griffige Klimapolitik in der Schweiz stark und hat dies jüngst in einer neuen Publikation 
ausgeführt.2 Sie sieht sich dabei der ökumenischen Bewegung für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung (GFS) verpflichtet, die alle drei Zielrichtungen als untrennbar mit-
einander verbunden begreift. In diesem Sinn pflegt Justitia et Pax schon seit Jahren die Zu-
sammenarbeit mit den anderen Kirchen, Hilfswerken und anderen gesellschaftlichen Akteu-
ren wie z.B. der Klimaallianz, die sich ebenfalls für diese Ziele einsetzen. Sie begrüsst und 
unterstützt deren Initiativen, die zu einer gerechten Klimapolitik beitragen wollen. Namentlich 
sei die Arbeit der oeku Kirche und Umwelt erwähnt, in deren Vorstand Justitia et Pax vertre-
ten ist. Weiter sind zu nennen: als Grundlagenarbeit die Studie Energieethik des Schweizeri-
schen Evangelischen Kirchenbundes (SEK)3; als praktisch-politisches Engagement die dies-
jährige Fastenkampagne der Hilfswerke, die unter dem Motto „Weil das Recht auf Nahrung 
ein gutes Klima braucht“ steht4 und dem unter anderem mit der Petition „Gerechtigkeit im 
Klimawandel“ Nachdruck verleihen will; schliesslich als politischen Vorstoss die 2008 von 
einer breit abgestützten Trägerschaft eingereichte Klima-Initiative. 
 
 
 
Grundsätze für eine verantwortbare Klimapolitik 
 
Eine aus sozialethischer Sicht verantwortbare Klimapolitik muss sich zugleich am sachlich 
Richtigen und an dem orientieren, was den Menschen gerecht wird. Beides wird im Folgen-
den kurz skizziert.5 
 

Inhalte einer sachgerechten Klimapolitik 

Eine sachgerechte Klimapolitik hat die wissenschaftlichen Erkenntnisse ernst zu nehmen 
und die politisch zu treffenden Massnahmen an dem aus wissenschaftlicher Sicht Notwendi-
gen auszurichten. Wie der IPCC-Bericht von 2007 zeigt, ist die weltweite Klimaerwärmung 
auf maximal +2oC bzw. nach neueren Erkenntnissen sogar auf +1,5oC (gegenüber der vorin-
dustriellen Zeit) zu begrenzen. Sonst drohen gravierende Folgen für die verschiedenen Öko-

                                                 
1  Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax ist die Stabskommission der Schweizer Bischofskonferenz zu gesell-

schaftlichen, sozialen und wirtschaftlichen Fragen. 
2  Justitia et Pax, Klimawandel – Den Worten Taten folgen lassen. Ein Anstoss aus sozialethischer Perspektive, Bern 2009 (im Auftrag 

der Schweizer Bischofskonferenz, Autorin: Béatrice Bowald, unter Mitarbeit von oeku Kirche und Umwelt: Kurt Zaugg-Ott und Kurt 
Aufdereggen). 

3  Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund, Energieethik. Unterwegs in ein neues Energiezeitalter. Nachhaltige Perspektiven nach 
dem Ende des Erdöls, Autor: Otto Schäfer, (SEK Studie 1) Bern 2008. 

4  Vgl. deren Grundlage dazu: Brot für alle/Fastenopfer, Gerechtigkeit im Klimawandel. Die Auswirkungen der Klimaerwärmung auf den 
Süden und ihre Folgen für die globale Ernährung, EinBlick Nr. 1/2008. 

5  Vgl. ausführlicher dazu die in Anm. 1 erwähnte Publikation von Justitia et Pax und Die deutschen Bischöfe – Kommission für gesell-
schaftliche Fragen/Kommission Weltkirche, Klimawandel – Brennpunkt globaler, intergenerationeller und ökologischer Gerechtigkeit, 
hrsg. v. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, 2., aktualisierte Aufl., Bonn 2007. 
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systeme. Das betrifft nicht nur Tiere und Pflanzen, sondern auch die Menschen. Um die 
weltweite Klimaerwärmung auf maximal +2oC bzw. nach neusten Erkenntnissen auf +1,5oC 
begrenzen zu können, braucht es eine Reduktion der weltweiten Treibhausgasemissionen 
bis 2050 um 50% gegenüber dem Stand von 1990. Dies ist nicht nur Vorgabe für die 
Schweizer Politik, sondern gilt auch für die internationale Ebene und Zusammenarbeit. 
Welcher Staat welchen Anteil leisten muss, damit weltweit bis 2050 eine 50%-ige Treibhaus-
gasreduktion erzielt wird, wirft die Frage nach einer gerechten Verteilung der Reduktionsver-
pflichtung auf und wird im Folgenden unter dem Aspekt des Menschengerechten behandelt. 
 
Eine sachgerechte Politik muss um der Sache willen verbindliche Vorgaben setzen und In-
strumente der Umsetzung vorsehen, die effektiv und effizient die Zielperspektive anpeilen 
sowie transparent und überprüfbar sind. 
 
Aus ethischer Sicht bedarf es einer sachgerechten Politik nicht nur um des Menschen willen, 
sondern auch um des Eigenwerts der Natur willen, der (zwar in abgestufter Weise, deswe-
gen aber nicht weniger verbindlich) zu respektieren ist. 
 
 

Inhalte einer menschengerechten Klimapolitik 

Jegliche Politik hat sich an der Würde und dem Wohl des Menschen zu orientieren (was dem 
Personprinzip entspricht). Grundlegender Massstab sind demnach die Menschenwürde und 
die damit verbundenen Menschenrechte. 
Die weltweite Klimaerwärmung stellt eine Bedrohung des Wohlergehens der Menschen dar. 
Darauf zurückzuführende Dürren, Wassermangel oder anderweitige Beeinträchtigung des 
Lebensraums wirken sich in negativer Weise auf Ernährung, Gesundheit, wirtschaftliche 
Entwicklung und allgemein auf die Sicherheit aus. Das widerspricht nicht nur der Menschen-
würde, sondern beraubt die betroffenen Menschen grundlegender Rechte wie z.B. das Recht 
auf Nahrung. 
 
Die gegenwärtig und in naher Zukunft ablaufende Klimaerwärmung ist zum überwiegenden 
Teil von den Industriestaaten verursacht. Ihre Folgen treffen aber vor allem Menschen in 
Staaten, die sich aus unterschiedlichen Gründen bereits in einer schwierigen Situation befin-
den (wirtschaftliche Entwicklung, gesellschaftliche Spannungen usw.). Es ist unabdingbar, 
dass das Verursacherprinzip auch in diesem Bereich voll zum Tragen kommt. Auf die 
Schweiz bezogen bedeutet das, dass sie auf der einen Seite materiell ihren Beitrag zur An-
passung der betroffenen Staaten an den Klimawandel leistet (Reparationsleistungen bezügl. 
entstandener Schäden und Schadensminimierung in Bezug auf zukünftig eintretende Schä-
den) und dass sie sich auf der anderen Seite auf der internationalen Ebene dafür einsetzt, 
dass die Industriestaaten ihre diesbezügliche Verantwortung wahrnehmen. 
 
Zur Beantwortung der Frage, welche Aufteilung der nötigen Reduktionsleistungen bei den 
Treibhausgasemissionen gerecht ist, sind verschiedene Gesichtspunkte einzubeziehen. 

- Da die Industriestaaten Hauptverursacher des gegenwärtigen Klimawandels sind, 
haben sie auch den grösseren Teil der Verantwortung dafür zu übernehmen. Auch 
hier muss demnach das Verursacherprinzip zum Tragen kommen. 

- Aus der Idee einer grundlegenden Gleichheit der Menschen (eine Konsequenz der al-
len innewohnenden Menschenwürde) folgt, dass grundsätzlich allen Menschen die 
gleichen Emissionsrechte zuzugestehen sind. Wenn der weltweite Ausstoss insge-
samt reduziert werden muss, bedeutet das, dass die Industriestaaten proportional 
höhere Reduktionsleistungen erbringen müssen. 

- Eine Welt, in der die Lebenschancen höchst ungleich verteilt sind, ist eine ungerechte 
und menschenunwürdige Welt. Das Prinzip der Beteiligungsgerechtigkeit erfordert ei-
ne egalitärere Verteilung des gesamten Wohlstands, der verschiedenen Errungen-
schaften etc. Deswegen ist den Entwicklungsländern und weniger entwickelten Regi-
onen das Recht auf Entwicklung zuzugestehen. Da dies mit weiteren Treibhausgas-
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emissionen verbunden sein wird, ist auch aus diesem Grund eine höhere Reduktions-
leistung der Industriestaaten erforderlich. 

Der Greenhouse Development Rights-Ansatz (GDR) stellt eine konkrete Umsetzung der ge-
nannten Gerechtigkeitsaspekte dar und sollte, wie von den Hilfswerken und anderen gefor-
dert, Massstab für die von der Schweiz und den anderen Staaten zu leistende Reduktion von 
Treibhausgasen im In- und Ausland sein.  
 
Aus dem Prinzip der Beteiligungsgerechtigkeit lässt sich nicht nur ein Recht auf Entwicklung 
ableiten, sondern auch eine Pflicht derjenigen, die besser gestellt sind, Mittel für die Entwick-
lung bereitzustellen, in Bezug auf die Problematik des Klimawandels insbesondere durch 
Weitergabe von (technischem) Know-how, damit die Entwicklungsländer eine klimaverträgli-
che wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung durchlaufen können. 
 
 

Folgerungen für eine verantwortbare Klimapolitik der Schweiz 

Die Klimapolitik der Schweiz hat sach- und menschengerecht zu sein, wobei hier immer auch 
die weltweite Perspektive im Blick ist. Dazu gehört auch, dass Massnahmen getroffen wer-
den, die wirtschaftlich sinnvoll sind. Wie verschiedene Studien belegen, zahlt sich auch eine 
ambitionierte Klimapolitik langfristig aus und kommt zudem billiger zu stehen als später un-
umgängliche Anpassungsleistungen. 
 
Unter den genannten Bedingungen sollte sich die Schweiz an folgendem Reduktionsziel ori-
entieren: 

- Eine Emissionsreduktion von 40% im Inland bis 2020. 
- Eine Emissionsreduktion in derselben Höhe für den gleichen Zeitraum im Ausland, 

um so den Nettoüberschuss an „grauen Treibhausgasemissionen“ zu kompensieren. 
- Eine Emissionsreduktion von 90% bis 2050. 

 
Der Vorschlag von Bundesrat Moritz Leuenberger für eine internationale CO2-Abgabe ver-
sucht, verschiedene der genannten Gesichtspunkte in ein konkretes Modell aufzunehmen, 
und sollte deshalb weiterverfolgt werden. Genauso ambitioniert sollte die Klimapolitik hier in 
der Schweiz selbst angegangen werden. 
 
 
 
Folgerungen für die beiden zur Diskussion gestellten Varianten 
 
Aus den bisherigen Überlegungen lassen sich in Bezug auf beide Varianten des CO2-
Gesetzes folgende grundsätzlichen Schlussfolgerungen ziehen:6 

- Variante 1 setzt auf die Reduktion im Inland, Variante 2 auf jene im Ausland. Beides 
gehört aber zusammen. Es geht folglich nicht um ein Entweder-Oder, sondern um ein 
Sowohl-Als auch. Der Entwurf für das zu revidierende CO2-Gesetz ist dahingehend 
zu überarbeiten.  

- Variante 1 nennt ein verbindliches Reduktionsziel, was positiv zu werten ist, bleibt 
aber in der vorgeschlagenen Höhe weit hinter dem Erforderlichen zurück. 

- Die von Variante 2 favorisierten Kompensationsverpflichtungen im Ausland lassen es 
als fraglich erscheinen, dass in der Schweiz selbst ein effektiver Beitrag zu einer kli-
maverträglicheren Wirtschafts- und Lebensweise in der Schweiz geleistet wird. Diese 
ist aber aus Gründen der Zukunftsfähigkeit der Schweiz selbst (Wirtschaft und Le-
bensstil) und ihrer Glaubwürdigkeit in der internationalen Politik notwendig. Sie ent-
spricht auch nicht dem in den internationalen Klimaverhandlungen gepflegten Grund-
satz, Massnahmen im Ausland nur als ergänzende Leistungen vorzusehen (vgl. u.a. 

                                                 
6  Für eine detaillierte Diskussion der beiden Varianten verweisen wir auf die Vernehmlassungsantwort von oeku Kirche und Umwelt 

sowie des Schweiz. Evang. Kirchenbundes. 
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Kyoto-Protokoll Art. 6, Abs. 1d). Fraglich bleibt auch, wie weit die über Zertifikate in 
Gang gesetzten Massnahmen tatsächlich effektiv sind. Eine Überprüfung nach stren-
gen Kriterien wie dem „Gold Standard“ wäre unabdingbar. 

 
 
 
 
 
 

Teil 2: Fragen an die Vernehmlassungsteilnehmenden  
 
 
 

(A) Fragen zu den Zielvorgaben für die Klimapolitik der Schweiz 

A1 Varianten: Der Bundesrat unterbreitet mit seiner Vernehmlassungsvorlage zwei Varianten für eine Kli-
mastrategie der Schweiz. Die beiden Varianten werden verkürzt als Variante 1 "Verbindliche Klimaziele" respekti-
ve Variante 2 "Verbindliche Schritte zur Klimaneutralität" bezeichnet. In diesem Zusammenhang interessiert die 
Frage nach der Präferenz für eine der beiden Varianten. 

A1.1 Soll sich die Schweiz für Variante 1 "Verbindliche Klimaziele" entscheiden? � ja � nein 

A1.2 Soll sich die Schweiz für Variante 2 "Verbindliche Schritte zur Klimaneutralität" 
entscheiden? 

� ja � nein 

Weitere Bemerkungen zur Variantenwahl: 

Beide Varianten genügen nicht den Erfordernissen einer verantwortbaren Klimapolitik, die 
sachlich richtig und zugleich nach Grundsätzen der (weltweiten) Gerechtigkeit ausgestaltet 
ist. Massstab hierfür müsste der GDR-Ansatz sein. 

A1.1 Den Grundsatz, verbindliche Klimaziele festzulegen, unterstützt J+P, diese müssen aber 
den oben genannten, aus wissenschaftlicher Sicht erforderlichen Zielen und den aus Überle-
gungen der Gerechtigkeit errechneten Werten genügen. 

Die Treibhausgasemissionen sind sowohl im Inland (Variante 1) als auch im Ausland (Vari-
ante 2) zu reduzieren. 

 

A2 Fragen zu Variante 1 "Verbindliche Klimaziele": Variante 1 schlägt vor, die anrechenbaren Treib-
hausgasemissionen der Schweiz bis 2020 gesamthaft um 20% gegenüber 1990 zu senken. Der Bund legt zur 
Erreichung dieses Ziels den Fokus auf Massnahmen im Inland. Die Privatwirtschaft kann einen Teil ihrer Reduk-
tionsanstrengung durch den Erwerb ausländischer Zertifikate erbringen (max. ¼ der zu erreichenden Emissions-
verminderungen). Wenn sich die EU und weitere Staaten zu vergleichbaren Anstrengungen verpflichten, erhöht 
die Schweiz ihr Reduktionsziel auf 30 %. In diesem Fall sollen rund 20 Prozentpunkte der erforderlichen Redukti-
onen durch Massnahmen im Inland und rund 10 Prozentpunkte mit Massnahmen im Ausland erreicht werden. Zu 
klären ist dabei die Frage, ob zusätzlich zum Gesamtziel Teilziele für einzelne Treibhausgase respektive Sektor-
ziele für spezifische Emittentengruppen festgelegt werden sollen. Im Hinblick auf die Konkretisierung der Variante 
"Verbindliche Klimaziele" interessieren somit folgende Fragen: 

A2.1 Ist das in Variante 1 vorgeschlagene Reduktionsziel adäquat für die Schweiz? � ja � nein 

A2.2 Sollen zusätzlich zum Gesamtziel Teilziele für einzelne Treibhausgase festgelegt 
werden? 

� ja � nein 

A2.3 Sollen zusätzlich zum Gesamtziel Sektorziele für spezifische Emittentengruppen 
festgelegt werden? 

� ja � nein 
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Weitere Bemerkungen zu Variante 1: 

A2.1: Sachlich richtig und gerecht wäre ein Reduktionsziel der Schweiz von 40% bis 2020 
und von 50% bis 2050 (gegenüber dem Stand on 1990).  

A2.2: In der Schweiz besteht die Gefahr nicht, dass vor allem kurzlebige Treibhausgase wie 
Methan reduziert werden, langlebige Gase (HFC, N2O, CO2) aber weiterhin ausgestossen 
werden. Deswegen braucht es keine verbindlichen Ziele für einzelne Treibhausgase in der 
Schweiz. 

A2.3: Das ist aus administrativen Gründen sinnvoll und erlaubt auch eine auf einzelne Sekto-
ren abgestimmte Politik. Zudem sind Bereiche wie z.B. der Flugverkehr, die bislang von den 
Reduktionsverpflichtungen ausgenommen sind, neu einzubinden.  

 

A3 Fragen zu Variante 2 "Verbindliche Schritte zur Klimaneutralität": Ziel der Variante 2 ist es, die anre-
chenbaren Treibhausgasemissionen der Schweiz bis 2020 um 50% gegenüber dem Stand von 1990 zu senken. 
15 Prozentpunkte sollen dabei mit Massnahmen im Inland und 35 Prozentpunkte mit Massnahmen im Ausland 
erreicht werden. Im Hinblick auf die Konkretisierung der Variante "Verbindliche Schritte zur Klimaneutralität" inte-
ressiert insbesondere die Frage der langfristigen Perspektive der vollständigen Klimaneutralität sowie mögliche 
strategische Entscheide bei steigenden Zertifikatspreisen. Die Fragen dazu können wie folgt formuliert werden:  

A3.1 Ist das in Variante 2 vorgeschlagene Reduktionsziel adäquat für die Schweiz? � ja � nein 

A3.2 Erachten Sie es als notwendig, bei stark ansteigenden Zertifikatskosten das 
Reduktionsziel zurückzunehmen?  

� ja � nein 

A3.3 Ist die vollständige Klimaneutralität ab 2030 ein für die Schweiz adäquates Ziel? � ja � nein 

Weitere Bemerkungen zu Variante 2: 

A3.1: Das vorgeschlagene Reduktionsziel genügt nicht, vgl. Begründung bei A2.1. Problema-
tisch ist zudem, dass die im Inland anfallenden Emissionen lediglich kompensiert werden. 
Das entspricht nicht einer Ursachenbekämpfung, die die Entwicklung der Schweizer Wirt-
schaft in Richtung einer klimaverträglichen Wirtschaft befördern würde. 

A3.2: Nicht die Kosten sind entscheidend, sondern dass die erforderlichen Reduktionsziele 
erreicht werden. Dass diese erreicht werden, muss Massstab zur Orientierung sein. 

A3.3: Der Begriff der Klimaneutralität ist in diesem Kontext irreführend, weil die Schweiz 
nicht selber im eigenen Land Reduktionsleistungen erbringt. Das ist auch problematisch im 
Hinblick darauf, dass andere Staaten, die zum Teil sehr viel mehr emittieren, für eine klima-
verträgliche Wirtschaftsweise gewonnen werden müssten, die Schweiz aber ohne entspre-
chende Eigenleistung diesbezüglich nicht glaubwürdig dafür eintreten kann.  
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(B) Fragen zu den Instrumenten und Massnahmen der Klimapolitik der Schweiz 

Nicht nur die Zielvorgaben, auch die Instrumente und Massnahmen zur Erreichung der Reduktionsziele der 
Schweizer Klimapolitik verlangen eine differenzierte Diskussion. Ein Teil der Instrumente und Massnahmen lässt 
sich sowohl mit Variante 1 "Verbindliche Inlandziele" als auch mit Variante 2 "Verbindliche Schritte zur Klima-
neutralität" verbinden; andere Massnahmen sind von der Strategiewahl abhängig. 

B1 Strategieunabhängige Massnahmen / Instrumente: Sowohl zur Eindämmung des Klimawandels, als 
auch zur Anpassung an den Klimawandel können verschiedenste strategieunabhängige Massnahmen und In-
strumente eingesetzt werden. 

Massnahmen zur Eindämmung des Klimawandels: Die Palette möglicher Massnahmen zur Eindäm-
mung des Klimawandels ist breit. Sie reicht von Emissionsvorschriften, Lenkungsabgaben und dem Erwerb 
ausländischer Klimazertifikate bis hin zur Förderung klimafreundlicher Innovationen und Technologien. Die 
Förderung klimafreundlicher Innovationen kann überdies die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz stärken. Im 
Rahmen dieser Vernehmlassung interessieren dazu insbesondere folgende Fragen: 

B1.1 Soll das Emissionshandelssystem der Schweiz so ausgestaltet werden, dass 
es mit dem EU-System verknüpft werden kann? 

� ja � nein 

B1.2 Soll der Bund  ausländische Zertifikate einer zusätzlichen Qualitätsprüfung 
nach nationalen Standards unterziehen? 

� ja � nein 

B1.3 Soll der Bundesrat für die  wichtigsten Emittentengruppen Emissionsvorschrif-
ten einführen dürfen? 

� ja � nein 

B1.4 Soll der Bund klimafreundliche Innovationen mit gezielten Förderinitiativen 
unterstützen und dafür zusätzliche staatliche Mittel einsetzen? 

� ja � nein 

 

Weitere Bemerkungen zu Massnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels: 

B1.1: Grundsätzlich erscheint eine Kooperation der Schweiz mit der EU auch in diesem Be-
reich als einsichtig und sinnvoll. In der Praxis hängt es von den betroffenen Unternehmen ab, 
ob es ein taugliches Mittel ist, um die vorgegebenen Reduktionsziele zu erreichen.  

B1.2: Aufgrund der oft fehlenden Zusätzlichkeit (Additionalität) ausländischer Verschmut-
zungszertifikate und dem oft fehlenden Beitrag zu einer nachhaltigen und CO2-armen Ent-
wicklung ist die Forderung nach einer Qualitätsprüfung gemäss strengen Kriterien (Gold 
Standard) zu unterstützen. 

B1.3: Das sehen wir wie bei A2.3. 

B1.4: Gezielte Fördermassnahmen im Sinn einer Anschubfinanzierung, um neuen klima-
freundlichen Innovationen auf dem Markt zum Durchbruch zu verhelfen, sind dem Ziel der 
Reduktion von Treibhausgasemissionen dienlich und daher zu begrüssen. 

 

Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel: Unter Massnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel sind insbesondere Massnahmen bezüglich der Landwirtschaft, der Gesundheit, des Bevölke-
rungsschutzes, der Wasserversorgung sowie des Schutzes vor Naturgefahren zu verstehen. Es interes-
sieren dazu folgende Fragen: 

B1.6 Sollen Massnahmen zur Anpassung an die Klimaänderung integraler Be-
standteil der Schweizer Klimapolitik sein? 

� ja � nein 

B1.7 Soll der Bund eine Koordinationsfunktion bei der Vorsorge gegen neue Ri-
siken aufgrund der Klimaänderung übernehmen? 

� ja � nein 
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B1.8 Soll der Bund eine Finanzierungsfunktion bei Massnahmen zur Anpassung 
an die Auswirkungen des Klimawandels übernehmen? 

� ja � nein 

Weitere Bemerkungen zu Anpassungsmassnahmen: 

B1.6: Auch die Schweiz bleibt von negativen Auswirkungen des Klimawandels nicht ver-
schont und muss folglich Anpassungsmassnahmen ergreifen. Zu einer kohärenten Klimapoli-
tik gehören sowohl die Emissionsreduktion (mitigation) als auch die Anpassung (adaptation). 
Letzteres ist im Hinblick auf eine Strategie der Schadensminimierung zu sehen. 

B1.7: Bei der Raumplanung und dem Katastrophenschutz, die hier vor allem in Frage kom-
men, nimmt der Bund bereits jetzt eine Koordinationsfunktion wahr. Diese auf klimarelevante 
Aspekte auszuweiten, macht Sinn. 

 
B2 Massnahmen und Instrumente zu Variante 1 "Verbindliche Klimaziele": Im Zusammenhang mit 
Variante 1 ist die Möglichkeit alternativer klimapolitischer Instrumente zur Emissionsreduktion, wie beispielsweise 
die Einführung verschärfter Vorschriften, oder aber gezielter Förderung und Anreize zu diskutieren. Überdies 
interessiert der Zusammenhang zwischen der Höhe der CO2-Abgabe und der Entwicklung des Ölpreises. Die 
Fragen dazu lauten wie folgt: 

B2.1 Sollen anstelle der CO2-Abgabe alternative Instrumente zur Emissionsre-
duktion eingeführt werden? 

� ja � nein 

B2.2 Soll die Höhe der CO2-Abgabe an die Wirkung des sich verändernden 
Ölpreises gekoppelt werden?  

� ja � nein 

Weitere Bemerkungen zu den Massnahmen und Instrumenten zu Variante 1: 

B2.1: Es geht darum, sinnvolle, markttaugliche Rahmenbedingungen zu setzen. Die CO2-
Abgabe ist ein Instrument, das diesen Anforderungen genügt. Andere Instrumente wie z.B. 
technische Normen oder fiskalische Massnahmen vermögen dies auch. Daher sind diese In-
strumente komplementär zu verstehen und in einer sinnvollen Kombination anzuwenden. 

B2.2: Verlässlichkeit und Voraussehbarkeit bei der Preisentwicklung sind die entscheidenden 
Faktoren, damit die Abgabe zu einem Lenkungseffekt führt.  
 

B3 Massnahmen und Instrumente zu Variante 2 "Verbindliche Schritte zur Klimaneutralität": Im Zu-
sammenhang mit Variante 2 interessiert die Akzeptanz alternativer Instrumente zur Durchsetzung der Kompensa-
tionspflicht, wie beispielsweise Vorschriften beim Import sowie die Frage der Kompensationspflicht an sich. Fer-
ner ist zu klären, ob zur Erreichung der vollständigen Klimaneutralität der Schweiz ab 2030 sämtliche Treibhaus-
gase und Emittenten, wie beispielsweise Methan und Lachgas aus der Landwirtschaft, CO2 aus der Abfall-
verbrennung und der Zementproduktion und synthetische Treibhausgase aus Kühlmitteln, mit einer Kompensati-
onspflicht belegt werden sollen. Die Fragen dazu lassen sich wie folgt formulieren: 

B3.1 Sollen anstelle der CO2-Abgabe alternative Instrumente zur Durchset-
zung der Kompensationspflicht eingeführt werden?  

� ja � nein 

B3.2 Sollen vornehmlich die Importeure fossiler Brenn- und Treibstoffe mit 
einer Kompensationspflicht belegt werden? 

� ja � nein 

B3.3 Sollen zur Erlangung der vollständigen Klimaneutralität ab 2030 alle 
Treibhausgase und Emittenten mit einer Kompensationspflicht belegt 
werden? 

� ja � nein 

Weitere Bemerkungen zu den Massnahmen und Instrumenten zu Variante 2: 
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B3.1: Die Frage ist nicht einsichtig, da die Variante 2 gar keine CO2-Abgabe vorgesehen hat. 
Auch hier sähen wir kein Entweder-Oder bezüglich der Instrumente (vgl. diesbezüglich bei 
B2.1). 

B3.2: Die grösste Lenkungswirkung lässt sich erzielen, wenn die Konsumentinnen und Kon-
sumenten für Kompensationsleistungen zur Kasse gebeten werden. 

B3.3: Es ist nicht einsichtig, bestimmte Kategorien von Emittenten wie z.B. den Flugverkehr 
von der Reduktionspflicht auszunehmen.  

 
C Fragen zur Finanzierung der Klimapolitik der Schweiz 

Neben den Ziele sowie den Instrumenten und Massnahmen der Klimapolitik wird auch die Frage der Finanzie-
rung der Klimapolitik der Schweiz zu entscheiden sein. Die Klimapolitik der Schweiz kann entweder verursacher-
bezogen (zum Beispiel aus einer CO2-Abgabe) oder durch allgemeine Bundesmittel finanziert werden. In diesem 
Zusammenhang interessieren die Antworten auf folgende Fragen: 

C1.1 Ist eine verursachergerechte Finanzierung von Reduktionsmassnahmen 
einer Finanzierung aus allgemeinen Bundesmitteln vorzuziehen? 

� ja � nein 

C1.2 Ist eine verursachergerechte Finanzierung von Anpassungsmass-
nahmen einer Finanzierung aus allgemeinen Bundesmitteln vorzu-
ziehen? 

� ja � nein 

Weitere Bemerkungen zur Finanzierung der Klimapolitik der Schweiz: 

C1.1 und C1.2: Das Verursacherprinzip ist gerecht, dient der Internalisierung externer Kosten 
und ist volkswirtschaftlich besonders effizient. Sollte die verursachergerechte Finanzierung 
von Anpassungsmassnahmen aufgrund des angestrebten und sich durchsetzenden Lenkungs-
effekts die effektiv bestehenden Anpassungskosten nicht decken können, wären für diesen 
Fall flankierende finanzielle Massnahmen vorzusehen.  
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